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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2021/2022 von der juristischen 
Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München als Dissertation ange-
nommen. Rechtsprechung und Literatur wurden bis Februar 2022 eingearbeitet. 
Die ergänzenden Hinweise zum Abbruch von eBay-Auktionen wurden bis zur 
Fertigstellung des Ursprungsmanuskripts im Mai 2021 berücksichtigt.

Mein besonderer und herzlicher Dank gilt meinem verehrten Doktorvater Prof. 
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1.  Kapitel

Einleitung

A. Entwicklung der Internet-Plattform

Die  hier  behandelte  Problematik  hat  ihren  zeitlichen Ausgangspunkt  um  die 
Jahr tausendwende und somit zu einer Zeit, in der das Rattern und Summen eines 
56k-Modems1 die unüberhörbare Grenze zwischen der Online- und der Offline- 
Welt zeichnete. Auch wenn viele der in diesem Zeitraum relevant gewordenen 
rechtlichen Probleme des E-Commerce heute als endgültig gelöst anzusehen sein 
dürften,2 reichen einige der dort ausgehenden Probleme weit in die heutige Zeit 
hinein, eine Zeit, in der der Begriff „offline“ eher einen pathologischen als einen 
Normalzustand beschreibt und in der „digital detoxing“ als hippe und heilsame 
Ausnahme vom Dauerzustand „online“ begriffen wird.
Das Internet durchzieht heute das alltägliche Leben in fast nicht mehr weg-

denkbarer Weise.  Bus-  und  Bahnfahrpläne werden  genauso  über  die  entspre-
chende App des Smartphones  aufgerufen wie der  eigene Kontostand oder die 
aktuelle Wettervorhersage. Auch interpersonelle Kommunikation findet fast aus-
schließlich online in Form des Austauschs von Nachrichten, Bildern und Videos 
statt.
Dass  diese  elementaren Veränderungen  unserer  Gesellschaft  auch  vor  dem 

Wirtschaftsleben nicht Halt machen, ist dabei wenig verwunderlich. Vor der in-
ternationalen Echtzeitvernetzung durch das Internet war es üblich, aber auch aus-
reichend, die persönliche Güterbeschaffung  im unmittelbaren sozialen Umfeld 
zu verorten. Verträge wurden  somit  in der Regel von Angesicht  zu Angesicht 
geschlossen. Das  Internet bot nunmehr  jedoch die Möglichkeit, Verträge auch 
„online“ zu schließen.
Diese Entwicklung rief die Internet-Plattform auf die Bühne. Dabei zeichnet 

sich diese  im hier untersuchten Sinne dadurch aus, dass  sie  ihren Mitgliedern 
einen Vertragsschluss oder die Abwicklung eines Vertrages ermöglicht, an des-

1 Aus heutiger Sicht ein Schmunzeln provozierend sprechen von Herget/Reimer, DStR 1996, 
1288, 1289 von einem „sog. Modem“.

2  So etwa zur Möglichkeit einer Willenserklärung „per Mausklick“: Ernst, NJW-CoR 1997, 
165; Leenen/Häublein, BGB AT, §  8 Rn.  120; Medicus, BGB AT, Rn.  393b; Mehrings, MMR 
1998, 30 ff.; Spindler, ZIP 2001, 809, 810.
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sen Güteraustausch sie selbst nicht zu partizipieren beabsichtigt. Vielmehr ist es 
der Sinn der Plattform, in anderer Weise von den abgeschlossenen Verträgen zu 
profitieren.
Die Möglichkeit, Verträge über weite Distanzen zu schließen und abzu wickeln, 

bringt einem potenziellen Verkäufer den Vorteil, dass sich sein Absatzmarkt ex-
ponentiell vergrößert. Demgegenüber kann ein potenzieller Käufer ein Gut, an 
welchem er interessiert ist, losgelöst vom lokalen Markt abfragen und hat somit 
eine viel größere Auswahl.
Der Sinn, den die Internet-Plattform damit aus wirtschaftlicher Sicht verfolgt, 

liegt darin, sich diese neuen Möglichkeiten zu Nutze zu machen. Durch das Er-
stellen und Unterhalten einer Infrastruktur, die es einem Nutzer möglich macht, 
ohne große eigene Investitionen ein Gut zu kaufen oder zu verkaufen, werden 
Geschäfte generiert, die sonst vermutlich niemals abgeschlossen worden wären. 
Der private Verkäufer, der im lokalen Antiquitätenhandel keinen Interessenten 

fand, wird den Gegenstand vielfach weggeworfen oder aufbewahrt haben. Nun 
verfügt  er  über  einen Absatzmarkt,  der  zumindest national  so  ausgeweitet  ist, 
dass nahezu jedes Gut auch einen Abnehmer findet. Die dadurch erst zustande 
gekommenen Rechtsgeschäfte macht sich die Plattform zunutze, indem sie zum 
einen über Werbeeinnahmen bei einer entsprechend großen Anzahl von Nutzern 
Gewinne  erzielt,  zum  anderen,  indem  sie  sich  einen Teil  des  Erlöses  des  ge-
schlossenen Rechtsgeschäfts als Provision auszahlen lässt. 
Trotz dieser Kostenpflichtigkeit bleibt die Plattform für den Verkäufer interes-

sant, da er ohne diese mit dem verkauften Gegenstand entweder keinen Gewinn 
erzielt  hätte  oder  eigene Aufwendungen  zur  Erschließung  des Absatzmarktes 
hätte aufnehmen müssen. Hieraus ergibt sich auch die Attraktivität von Plattfor-
men für gewerbliche Anbieter, die eine bestehende Infrastruktur in den Dienst 
des eigenen Unternehmens stellen und somit ebenfalls umfangreiche eigene Auf-
wendungen verhindern können.
Diese Form des E-Commerce erfreut sich enormer Beliebtheit,3 wobei sich die 

Erscheinungsformen der Plattformen längst nicht mehr auf den Abschluss von 
Kaufverträgen beschränken. Insbesondere im Bereich der kurzzeitigen Vermie-
tung von Immobilien sprießen entsprechende Foren wie Pilze aus dem Boden4 
und stellen  im Bereich der hier  freilich nicht zu  thematisierenden Wohnraum-
knappheit ob ihrer Beliebtheit Gesellschaft und Gesetzgeber vor enorme Heraus-
forderungen.5

3  Vgl. Fischer, VuR 2005, 91, 95.
4  Hierunter fallen etwa Airbnb, Wimdu oder 9flats.
5  Vgl.  §  2 Abs.  1 Nr.  1  des Zweckentfremdungsverbot-Gesetz Berlin;  §  9  des Hamburgi-

schen Wohnraumschutzgesetzes; §  4 der Wohnraumschutzsatzung der Stadt Köln.
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Die  quantitative Ausweitung  dieser Geschäftsform  kann  auch  der  jüngeren 
 europäischen Gesetzgebung  entnommen werden.  So wurde  am 20.  Juni  2019 
eine  Verordnung  zur  Regulierung  von  Online-Vermittlungsdiensten6  erlassen, 
welche seit dem 12.07.2020 gilt.
Die Internet-Plattform stellt sich somit als ein Kind des modernen Internetzeit-

alters dar, das den Zenit seiner Beliebtheit wohl noch nicht erreicht haben dürfte. 
Vielmehr ist auch in Zukunft mit einer Vermehrung dieser wirtschaftlichen und 
rechtlichen Erscheinungsform zu rechnen, was die grundsätzliche Bedeutung der 
rechtlichen Ausleuchtung dieses Phänomens veranschaulichen dürfte. Der Aus-
leuchtung eines Teils dieser rechtlichen Probleme möchte sich diese Arbeit wid-
men.

B. Einführung in die Problematik und Terminologie

Der Dreh- und Angelpunkt der hier beleuchteten Problematik ist das vertragliche 
Dreiecksgeflecht, welches  sich  bei  der Nutzung von Vermittlungsplattformen7 
zwangsläufig zwischen den Beteiligten ergibt. Jeder Nutzer meldet sich zunächst 
bei der Plattform an, um das entsprechende Angebot nutzen zu können. In dieser 
Anmeldung liegt jeweils ein Vertragsschluss des Nutzers mit ihr selbst. Die ver-
tragstypologische Einordnung dieses Vertrages hängt maßgeblich von der Art der 
Plattform und der auf ihr geschlossenen Verträge zwischen den Nutzern ab. Je-
denfalls wird im Regelfall ein gemischt typischer Vertrag vorliegen, der zumin-
dest bezüglich der Zurverfügungstellung der entsprechenden Infrastruktur deut-
liche dienstvertragliche Bezüge aufweisen dürfte.8
In einem zweiten Schritt wird die Plattform dann wiederum durch die ange-

meldeten Mitglieder genutzt, um einen Vertrag untereinander abzuschließen. Bei 
diesem Vertrag handelt es sich in der Regel um einen Typenvertrag. Die häufigs-
ten anzutreffenden Fälle sind Plattformen, auf denen Kaufverträge geschlossen 
werden,9 aber auch die bereits angeklungenen Foren zur zeitweisen Vermietung 
von Wohnraum erfreuen sich immer größerer Beliebtheit.10 Die Plattform selbst 

6 Verordnung (EU) 2019/1150 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 
zur Förderung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-Vermittlungs-
diensten, ABl. 2019 L 186, 57.

7  Terminus nach Busch/Dannemann/Schulte-Nölke, MMR 2016, 787.
8 Ernst, CR 2000, 304, 310; Gaul, WM 2000, 1783, 1784; Hager, JZ 2001, 786, 789 jeweils 

zu Online-Auktionen.
9  So etwa bei eBay oder Amazon Marketplace.
10  Vgl. die exemplarische Auflistung in Fn.  4, S.  2.
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fungiert  in  der  hier  untersuchten Konstellation  damit  nur  als  „Matchmaker“11 
und ist selbst keine Vertragspartei des Vertrages zwischen den Nutzern. Jedem 
auf ihr geschlossenen Vertrag liegen damit insgesamt drei Verträge zu Grunde: 
Zwei Verträge der Plattform mit dem jeweiligen Nutzer sowie der Vertrag zwi-
schen  den Nutzern  selbst.  Für  diese Vertragskonstellationen  hat Rüfner12  eine 
Terminologie entwickelt, die sich in der Literatur fast vollumfänglich durchge-
setzt hat.13 Auch die Rechtsprechung rezipiert diese, wobei sich die Übernahme 
noch immer auf die Instanzrechtsprechung beschränkt.14 

Rüfner nennt die jeweiligen Verträge zwischen dem Nutzer und der Plattform 
das  „Benutzungsverhältnis“, während der  zwischen den Nutzern geschlossene 
Vertrag als „Marktverhältnis“ bezeichnet wird. Zur einheitlichen Sprachgebung 
soll auch diese Arbeit der etablierten Terminologie folgen. 
Ist das Vertragsgeflecht somit schematisch dargestellt, verwundert es wenig, 

dass die jeweiligen Plattformen sich zur Ausgestaltung des Benutzungsvertrages 
in der Regel Allgemeiner Geschäftsbedingungen bedienen. Liegt der tatsächliche 
Nutzen von AGB in der möglichst rationalisierten Regelung von Massengeschäf-
ten,15 ist kaum ein Anwendungsfall denkbar, auf den dieser Zweck besser passt 
als die millionenfache Anmeldung von Internetnutzern bei Online-Plattformen. 
Bezüglich des Benutzungsvertrages weisen diese AGB keinerlei Besonderheiten 
auf. Sie sind vielmehr in etablierter Weise dem Regelungskonzept der §§  305 ff. 
BGB unterworfen.
Zu  beobachten  ist  jedoch,  dass  die Allgemeinen Geschäftsbedingungen  der 

On line-Plattformen  vielerorts  Regelungen  bezüglich  der  Ausgestaltung  des 
Markt verhältnisses  enthalten,  deren  Partei  sie  nach  dem  oben Gesagten  nicht 
sind. Beim Abschluss des Vertrages im Marktverhältnis wird auf diese Regelun-
gen zumeist nicht gesondert Bezug genommen. Um die Abstraktion zwischen 
den AGB der Plattform und dem Vertrag im Marktverhältnis sprachlich darzu-

11 Omlor, jM 2017, 134.
12 Rüfner, MMR 2000, 597.
13  Vgl. Backhaus, JurPC Web-Dok. 88/2006, Abs.  2; Bonacker, Widerruf, 18; Burgard, WM 

2001, 2102, 2103; ders., EWIR 2002, 139; Dittrich, JurPC Web-Dok. 256/2004, Abs.  1; Emme-
rich, JuS 2002, 290, 291; Gülpen, Verbraucherschutz, 51; Hartung/Hartmann, MMR 2001, 278, 
280; Heiderhoff, ZIP 2006, 793, Hellgardt, AcP 213 (2013), 760, 771; Koch, CR 2005, 502, 503; 
Kreße, NJ 2015, 448, 449; Lederer, jurisPR-ITR 1/2012 Anm.  4; Lunk, Internet-Auktionen, 81; 
Mehrings, BB 2002, 469, 471; Meyer/Mönig, in: Hoeren/Müglich/Nielen, Online-Auktionen, 
79; Schulze, Internetauktionen, 27; Stadler, JA 2015, 229; Wackerbarth/van der Hoff, ZGS 2005, 
216, 217; Wenzel, DB 2001, 2233; Wiebe, MMR 2001, 109, 110; ders., CR 2002, 216.

14  KG Berlin NJW 2002, 1584; OLG Düsseldorf ITRB 2014, 28; LG Fulda BeckRS 2011, 
18738; AG Darmstadt MMR 2014, 603, 604.

15 Basedow,  in: MüKo-BGB, Vor §  305 Rn.  2; Köhler, BGB AT, §  16 Rn.  1; Pfeiffer,  in: 
Wolf/ Lindacher/Pfeiffer, Einl. Rn.  1; Ulmer/Habersack, in: Ulmer/Brandner/Hensen, Einl. Rn.  4.
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stellen,  sollen  deren AGB  in  dieser Arbeit  als Dritt-AGB  bezeichnet werden. 
Soweit die AGB einer speziellen Plattform gemeint sind, werden diese mit dem 
jeweiligen Namen versehen. Als Gegenbegriff zu den Dritt-AGB soll im Folgen-
den von bilateralen AGB gesprochen werden, um sprachlich präzise zwischen 
den Instituten wechseln zu können. 
Innerhalb der so beschriebenen Plattformen kann weiter anhand der Rollen-

verteilung  darauf  differenziert werden. Dabei  existieren  Plattformen,  die  eine 
flexible Rollenverteilung zwischen den Nutzern ermöglichen. Nutzer von eBay 
beispielsweise  können  ohne Änderungen  des Benutzungsvertrages  sowohl  als 
Anbieter als auch Bieter auftreten. Ebenfalls ermöglicht das Bezahlsystem Pay-
pal sowohl das Senden als auch das Empfangen von E-Geld. Andere Plattformen 
hingegen schließen unterschiedliche Benutzungsverträge mit den Nutzern und 
fixieren auf diese Weise den Nutzer bezüglich seiner Rolle im Marktverhältnis. 
So erfordert das Auftreten als Verkäufer auf dem Amazon-Marketplace eine Re-
gistrierung als solcher, während die Anmeldung für Käufer davon getrennt statt-
findet. Ein „normaler“ Amazon-Kunde kann dabei nicht wahlweise als Käufer 
oder Verkäufer auftreten. Dieser tatsächliche Befund bringt es mit sich, dass bei 
nicht durchlässigen Plattformen auch nicht notwendigerweise der gleiche Benut-
zungsvertrag mit gleichlautenden AGB geschlossen wird und beinhaltet daher 
eigene Besonderheiten. Der Schwerpunkt dieser Arbeit soll auf den rollendurch-
lässigen Plattformen liegen.
Damit kann der Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit festgelegt 

werden auf die Wirkungsweise, Rechtsnatur und Inhaltskontrolle von Dritt-AGB 
rollendurchlässiger Plattformen in Bezug auf das Marktverhältnis.

C. Rechtspolitische Zielsetzung

Bereits an dieser Stelle darf vorweggenommen werden, dass der wissenschaft-
liche Diskurs bezüglich einzelner Fragen im Zusammenhang mit dem hier unter-
suchten Themenbereich breit gefächert  ist und im hohen Maße kontrovers ge-
führt wird. Viele dogmatische Fragen sind entweder gänzlich ungelöst oder nur 
in Teilen aufgearbeitet. Demgegenüber lässt sich in anderer Hinsicht eine reprä-
sentative Mehrheit ausmachen.
Vielerorts  treten die Autoren aus der originären Rolle des Rechtsanwenders 

heraus und betätigen sich metaphysisch16 als Rechtspolitiker, indem sie die Frage 
beleuchten,  welche Anforderungen  an  eine  als  „gut“  zu  qualifizierende  Kon-
struktion im Umgang mit Dritt-AGB zu stellen sind. Freilich werden die vorge-

16  Zum Begriff der Metaphysik: Lindner, Rechtswissenschaft als Metaphysik, 24.
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brachten Erwägungen teilweise unter dem Deckmantel teleologischer Auslegung 
vorgetragen. Dies  ist  aber eine Frage der Rollentransparenz und ändert nichts 
daran, dass sich in weiten Teilen der Literatur zwei rechtspolitische Säulen für 
den Umgang mit Dritt-AGB herausgebildet haben. Mag es auch ungewöhnlich 
sein, rechtpolitische Erwägungen an den Beginn einer Arbeit zu stellen, erscheint 
es im hiesigen Kontext gleichwohl hilfreich, da die verfolgten Ziele relativ ein-
mütig artikuliert werden. Hat sich ein rechtspolitischer Konsens gebildet, kann 
dieser als Maßstab für die hiesigen Untersuchungen fruchtbar gemacht werden 
und somit Ausgangspunkt für Kontrollüberlegungen im Fortgang dieser Arbeit 
sein.  Somit  kann  frühzeitig  erkannt  werden,  ob  eine  Differenz  zwischen  der 
Rechtslage de lege lata und de lege ferenda besteht. 
Die erste der angesprochenen rechtspolitischen Säulen liegt in der Ansicht, es 

bestehe ein  tatsächliches und nachvollziehbares  Interesse der  jeweiligen Platt-
form, die Rechtsverhältnisse auch bezüglich der auf ihr geschlossenen Verträge 
einheitlich regeln zu können. Um dies zu gewährleisten sei es daher ein wün-
schenswertes  Ergebnis,  dass  Dritt-AGB  grundsätzlich  Wirksamkeit  auch  im 
Marktverhältnis entfalten, um den Plattformen ausreichenden Einfluss und die 
Möglichkeit der Gestaltung zu geben.17
Wird diesem Wunsch auf weitestgehende Wirkung der Dritt-AGB auf einem 

noch zu untersuchenden dogmatischen Weg entsprochen, führt dies gleichsam zu 
der Frage, ob die Wirkung im Marktverhältnis außerhalb der äußeren Grenzen 
der  Privatautonomie  beschränkbar  ist.  Hierbei  spricht  sich  die  überwiegende 
Auffassung im Schrifttum dafür aus, es müsse eine ausreichende Kontrolle der 
Dritt-AGB im Marktverhältnis geben, um den Schutz der Nutzer vor Missbrauch 
und Benachteiligung zu gewährleisten.18

Damit  lassen  sich die Anforderungen an eine Lösung der hier untersuchten 
Problematik als im Gravitationsfeld zwischen umfassender Wirkung und ausrei-
chender Kontrolle liegend begreifen.

17 Alexander, JR 2015, 289, 293; Burgard, WM 2001, 2102; Ernst, ITRB 2001, 91; Hellgardt, 
AcP 213 (2013), 760, 774; Lunk, Internet-Auktionen, 82; Redeker, CR 2009, 468, 469; Wenzel, 
DB 2001, 2233, 2235; Wiebe, MMR 2000, 323; ders., wohl auch schon in MMR 2000, 284, 
285; ders. CR 2002, 216, 217.

18 Burgard, WM 2001, 2102, 2107; Glückstein, E-Procurement, 162; Lunk, Internet-Auk-
tionen, 82; Sester, CR 2001, 98, 104; Spindler, ZIP 2001, 809, 815; Wenzel, NJW 2002, 1550; 
Wiebe, CR 2002, 216, 217.
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Dritt-AGB als Akt der Gestaltung durch die Parteien

A. Dritt-AGB als unbekanntes Wesen

I. Ausgangspunkt in der Rechtsprechung

Die Aufarbeitung der Dritt-AGB-Problematik findet ganz überwiegend anhand 
solcher Plattformen statt, die Langzeitversteigerungen1 von Gegenständen zwi-
schen den Nutzern ermöglichen. Dies mag rein tatsächlich an der großen Beliebt-
heit in der Bevölkerung, aber auch an der Risikogeneigtheit dieser Verkaufsform 
liegen, die im Zeitpunkt der Realisierung des Risikos mit einer erhöhten Klage-
bereitschaft Hand in Hand gehen wird. Dabei waren es zu Beginn des Diskurses 
vor allem die Vertragsschlussklauseln der Dritt-AGB, die in den Fokus der Auf-
merksamkeit gerieten. Neben Abweichungen in den Details haben diese gemein-
sam, dass bereits in der Eröffnung des Angebotes auf der Plattform eine Willens-
erklärung – gerichtet auf den Abschluss eines Kaufvertrages – liege.2 Die dazu 
korrespondierende Willenserklärung  liege  in den Geboten der anderen Nutzer. 
Im Ergebnis sahen die AGB vor, dass mit dem Ablauf der für die Auktion durch 
den Anbieter festgelegten Zeit ein Vertrag zwischen Anbieter und Bieter zustan-
de kommen sollte.
Die erste gerichtliche Aufarbeitung dieser Konstellation lag dabei, soweit er-

sichtlich, in einem Urteil des AG Sinsheim vom 14.01.2000.3 Dieses Urteil lässt 
jedoch tiefgreifende dogmatische Erwägungen zu den Dritt-AGB der ungenann-
ten Versteigerungsplattform vermissen.4
Der Kläger machte geltend, als Höchstbietender am Ende einer Langzeitver-

steigerung  einen Anspruch  auf Übergabe  und Übereignung  von  „Geräten“  zu 

1  Zum Begriff und Ablauf der Langzeitversteigerung: Ernst, in: Spindler/Wiebe, Internet- 
Auktionen, Kap.  1 Rn.  11 ff.; ders., CR 2000, 304; Hollerbach, DB 2000, 2001; Schulze, Inter-
netauktionen, 5 f.; Trinks, Online-Auktion, 8 f.

2  Vgl. §  5 der AGB der Plattform ricardo aus dem Jahr 1999; §  6 der aktuellen eBay-AGB.
3  AG Sinsheim JurPC Web-Dok. 50/2000.
4  So auch ausdrücklich die redaktionellen Hinweise in NJW-CoR 2000, 105, sowie JurPC 

Web-Dok. 50/2000.
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haben. Der Beklagte erwiderte trotz eines Hinweises des AG nicht, so dass das 
Gericht in einem Versäumnisurteil der Klage stattgab. 
In Bezug auf die Aufarbeitung der Dritt-AGB-Problematik kann man vor dem 

Hintergrund zweier Umstände  rudimentäre Erkenntnisse ziehen. Gemäß §  138 
Abs.  3 ZPO können Tatsachen, die nicht ausdrücklich bestritten werden, als zu-
gestanden angesehen werden. Für das Verfahren des AG hieß das, dass das Ge-
richt unterstellen konnte, dass der Kläger  tatsächlich am Ende einer Langzeit-
auktion der Höchstbietende war. Dabei beschränkt sich die Wirkung der Norm 
jedoch lediglich auf Tatsachen.5 Nicht von der Wirkung der Norm erfasst ist so-
mit die Beurteilung der Rechtslage. Folglich  lag es weiterhin an dem AG,  im 
Rahmen einer Schlüssigkeitsprüfung zu untersuchen, ob die durch den Kläger 
vorgetragenen Tatsachen in der Tat zu einem Anspruch aus §  433 Abs.  1 BGB 
führen. 
Die Verurteilung zeigt, dass das AG zu diesem Ergebnis kam. Ob und wie auf 

dem Weg dorthin die Konstellation der Dritt-AGB und deren Einfluss auf das 
Marktverhältnis  berücksichtigt  wurden,  dazu  schweigt  das  Urteil  im Wesent-
lichen. Lediglich der Hinweis, beide Vertragspartner hätten  sich mit den Nut-
zungsbedingungen des  Internet-Auktionators einverstanden erklärt,6  lässt mut-
maßen,  dass  die  Besonderheiten  der  Dritt-AGB-Konstellation  berücksichtigt 
wurden. Belastbare Aussagen über den dogmatischen Umgang mit Dritt-AGB 
waren dem Urteil jedoch nicht zu entnehmen. Dies dürfte auch der Grund dafür 
sein, warum das Urteil des AG Sinsheim nur auf ein geringes Echo in der wissen-
schaftlichen Literatur stieß.7
Die  erste  differenzierte  gerichtliche  Entscheidung8  zum  Problemkreis  der 

Dritt-AGB liegt dagegen im Urteil des LG Münster vom 21.01.2000.9 Das Ur-
teil bezieht sich auf die Auktions-Plattform „ricardo.de“.10 Auch diese bot On-
line-Auktionen  in Form der Langzeitversteigerung an.  In Abweichung zu den 
überwiegenden Vertragsschlussklauseln sahen die im Benutzungsverhältnis ein-
bezogenen AGB vor, dass der Anbieter mit Freischaltung seiner Angebotsseite 

5  Vgl. von Selle, in: BeckOK-ZPO, §  138 Rn.  7.
6  AG Sinsheim JurPC Web-Dok. 50/2000, Abs.  4.
7  Erwähnung findet das Urteil jedoch bei LG Münster NJW-CoR 2000, 167, 171; Deutsch, 

MMR 2004, 586; Ernst, CR 2000, 304, 309; ders., CR 2001, 121, 122; Gaul, WM 2000, 1783, 
1785; Klewitz/Mayer, K&R 2000, 200; Ulrici, JuS 2000, 947; Wenzel/Bröckers, DB 2001, 92, 
Fn.  25; Wiebe, MMR 2000, 323.

8  So auch: Wenzel/Bröckers, DB 2001, 92; Wilmer, NJW-CoR 2000, 172; ähnlich Wiebe, 
MMR 2000, 323.

9  LG Münster MMR 2000, 280.
10  Dieser Online-Auktionsmarktplatz wurde im November 2003 eingestellt und ist heute in 

Deutschland nicht mehr präsent.
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bereits die Annahme des zum Ende der Auktion höchsten Gebotes erkläre.11 Da-
bei war es dem Anbieter möglich, Wünsche zur Laufzeit zu äußern. Auch ein 
Start- und ein Mindestpreis konnte der Anbieter auswählen, die Bietschritte wa-
ren hingegen in Relation zum aktuellen Gebot festgelegt.
In  dem  streitgegenständlichen  Fall  endete  eine  solche  Versteigerung  eines 

neuen Passat Variant TDI im Wert von ca. 57.000 DM mit einem Höchstgebot 
von 26.350 DM. Der Kläger verlangte nun die Übergabe und Übereignung des 
Pkw zu diesem Preis. Der Beklagte lehnte eine Lieferung ab.
Das  LG  prüfte  für  das Vorliegen  des  erforderlichen Kaufvertrages,  ob  und 

worin  zwei  korrespondierende  Willenserklärungen  vorliegen  könnten.  Dabei 
konstatiert die Kammer, dass die rechtliche Wertung der Parteierklärungen unter 
Berücksichtigung der AGB zu erfolgen habe.12 Danach sei bereits den AGB der 
Versteigerungsplattform zu entnehmen, dass in der Präsentation jedenfalls kein 
Vertragsangebot liege, da die entsprechenden Angebote in den seitens der Inter-
essenten abgegebenen Geboten lägen.13
Das LG geht weiter davon aus, dass das Höchstgebot des Klägers als wirksa-

mes Angebot bezüglich eines Kaufvertrages gewertet werden könne, welches der 
Plattform als Empfangsvertreter des Anbieters zugegangen sei.
Eine Annahme des Angebotes könne jedoch seitens der Kammer nicht festge-

stellt werden. Dabei bezieht sich die Kammer maßgeblich auf die Auslegung der 
nach den Dritt-AGB erklärten antizipierten Annahme des späteren Höchstgebo-
tes. Während es keine grundsätzlichen Bedenken gegen eine solche Konstruktion 
gebe, sei die Annahme des Anbieters nach §  133 BGB in der Weise auszulegen, 
dass der wirkliche Wille zu erforschen sei, ohne an dem buchstäblichen Sinne 
seines Ausdrucks zu haften. Eine Willenserklärung sei einer Auslegung zwar nur 
dann zugänglich, wenn sie nach Wortlaut und Zweck keinen eindeutigen Inhalt 
habe. Diese Voraussetzung sei jedoch aufgrund der Abstraktheit der antizipierten 
Annahme, die insbesondere keinen Kaufpreis enthalte, erfüllt. 
Demnach sei die Annahmeerklärung als empfangsbedürftige Willenserklärung 

so auszulegen wie sie der Erklärungsempfänger nach Treu und Glauben unter 
Berücksichtigung  der  Verkehrssitte  verstehen  musste.  Berücksichtigungsfähig 
seien dabei nur Umstände, die dem Empfänger zumindest erkennbar waren.
Auf Grundlage dieser Vorarbeit kommt das LG zu dem Ergebnis, dass die Er-

klärung des Anbieters zumindest nicht als Annahme zu jedem innerhalb des An-
gebotszeitraums gebotenen höchsten Preises gewertet werden könne.14 Tragende 
Erwägung sei dabei neben der Tatsache, dass ein Verlustgeschäft nur bei Werbe-

11  Vgl. §  5 Abs.  4 ricardo-AGB.
12  LG Münster MMR 2000, 280, 282.
13  LG Münster MMR 2000, 280, 282.
14  LG Münster MMR 2000, 280, 282, 283.
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aktionen erwartet werden könne, für die hier jedoch nichts ersichtlich sei, auch 
die Tatsache, dass die  systembedingt vorgegebenen Bietschritte  ein Ausbieten 
schon nicht möglich machen. Auch dieser Umstand stehe der Auslegung entge-
gen, jeder Endpreis werde durch den Anbieter angenommen. Im Ergebnis ver-
neint das LG Münster daher das Zustandekommen eines Kaufvertrages.
Vermutlich wegen des Ergebnisses, dass die immer beliebter werdenden Inter-

net-Auktionen am Ende der Bietzeit keinen verbindlichen Kaufvertrag zustande 
bringen sollen, schlug dieses Urteil in einem für Instanzrechtsprechung beacht-
lichen Maße Wellen.15

Ein weiteres frühes Urteil  im Zusammenhang mit Dritt-AGB stellt die Ent-
scheidung des AG Wiesbaden vom 06.09.2000 dar.16 Grundlage dieses Urteils ist 
eine Versteigerung auf der Website „andsold.de“. Auch diese sah in ihren AGB 
vor, dass der Verkäufer bereits mit dem Einstellen eines Artikels eine bindende 
Willenserklärung abgibt und somit der Vertrag zum Ende der Bietzeit zustande 
kommt. Auf diese Benutzungsordnung17 wurde bei der Anmeldung eines jeden 
Nutzers hingewiesen. Abrufbar waren die AGB auf der Website unter der Rubrik 
ANDSOLD-Hilfe.
Die Anbieterin weigerte sich eine Großbildkamera im Wert von 8.000 DM zum 

Preis von 2.500 DM an den Höchstbietenden zu übergeben und zu übereignen. 
Das Gericht kam zu dem Ergebnis, es sei mit Ablauf der Auktionsdauer ein 

Kaufvertrag zwischen dem Anbieter und dem Bieter zustande gekommen. Die 
rechtliche Bewertung der abgegebenen Erklärungen habe entsprechend der Be-
nutzungsordnung zu erfolgen, da diese im Rahmen der Anmeldung wirksam ge-
mäß §  2 AGBG einbezogen worden sei. Die Möglichkeit der Kenntnisnahme der 
AGB über die Rubrik ANDSOLD-Hilfe sei zudem zumutbar.18

Im Zusammenhang mit der vereinbarten Benutzungsordnung seien die Wil-
lenserklärungen der Parteien nicht auslegungsfähig, so dass auch im Falle eines 
im Vergleich  zum Wert  des  Versteigerungsgegenstandes  geringen  Gebots  ein 
Vertrag geschlossen werde. Eine entgegenstehende Betrachtungsweise orientiere 
sich zu sehr am Ergebnis.19
Betrachtet man diese drei frühen Urteile in der Aufarbeitung der Dritt-AGB-Pro-

blematik, soll es an dieser Stelle nicht um eine Beurteilung der divergierenden 

15  So  wurde  die  Entscheidung  besprochen  bzw.  kommentiert  bei:  Hartung/Hartmann, 
MMR 2001, 278; Klewitz/Mayer, K&R 2000, 200; Lampert, JA 2000, 628; Mankowski, EWIR 
2000, 415; Rüfner, JZ 2000, 715; Ulrici, JuS 2000, 947; Wiebe, MMR 2000, 284; ders., MMR 
2000, 323; Wilmer, NJW-CoR 2000, 172.

16  AG Wiesbaden CR 2001, 52.
17  So nannte die Plattform andsold.de ihre eigenen AGB.
18  AG Wiesbaden CR 2001, 52, 53.
19  AG Wiesbaden CR 2001, 52, 54.
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